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Mündlicher Bericht 

des Ausschusses nach Artikel 77 des Grundgesetzes 
(V ermittlungsausschuß) 

zu dem Gesetz zur Änderung des Einkommensteuer- 
gesetzes, des Körperschaftsteuergesetzes, des Gewerbe- 
steuergesetzes, des Bewertungsgesetzes, des Ver- 
mögensteuergesetzes, des Steuersäumnisgesetzes, der 
Reichsabgabenordnung, des Steueranpassungsgesetzes, 
des Gesetzes zur Förderung der Wirtschaft von Berlin 
(West) und anderer Gesetze 
— Steueränderungsgesetz 1961 — 

— Drucksachen 1403, 1554, 2118, 2120, 2121, 2573, 
2706, zu 2706, 2719, 2768 — 


Berichterstatter Berichterstatter 

im Bundestag: im Bundesrat: 

Abgeordneter Dr. Schmidt (Wuppertal) Minister Dr. Schaefer 


Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Das vom Deutschen Bundestag in seiner 157. Sitzung am 
3. Mai 1961 beschlossene Gesetz zur Änderung des Einkom- 
mensteuergesetzes, des Körperschaftsteuergesetzes, des Ge- 
werbesteuergesetzes, des Bewertungsgesetzes, des Vermögen- 
steuergesetzes, des Steuersäumnisgesetzes, der Reichsabgaben- 
ordnung, des Steueranpassungsgesetzes, des Gesetzes zur För- 
derung der Wirtschaft von Berlin (West) und anderer Gesetze 
— Steueränderungsgesetz 1961 — Drucksachen 1403, 1554, 
2118, 2120, 2121, 2573, 2706, m 2706, 2719 — wird nach Maß- 
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gäbe der in der Anlage zusammengefaßten Beschlüsse geän- 
dert. 

Gemäß § 10 Abs. 3 Satz 1 seiner Geschäftsordnung hat der 
Vermittlungsausschuß beschlossen, daß im Deutschen Bundes- 
tag über die Änderung gemeinsam abzustimmen ist. 

Bonn, den 9. Juni 1961 

Der Vermittlungsausschuß 

Dr. Zinn Dr. Schmidt (Wuppertal) Dr. Schaefer 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Anlage 


Änderungen des Gesetzes zur Änderung des Einkommensteuer- 
gesetzes, des Körperschaftsteuergesetzes, des Gewerbesteuer- 
gesetzes, des Bewertungsgesetzes, des Vermögensteuergesetzes, 
des Steuersäumnisgesetzes, der Reichsabgabenordnung, des 
Steueranpassungsgesetzes, des Gesetzes zur Förderung der 
Wirtschaft von Berlin (West) und anderer Gesetze 

— Steueränderungsgesetz 1961 — 


1. Artikel 2 

In Artikel 2 werden nach den Worten „Die 
Bundesregierung wird ermächtigt," die Worte 
„durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates" eingefügt. 

2. Artikel 6 Ziff. 18 (§ 35 c Ziff. 2 Buchstabe f 
GewStG) 

Artikel 6 Ziff. 18 wird gestrichen. 

3. Artikel 11 Ziff. 2 (§ 3 Abs. 1 VStG) 

In Artikel 11 Ziff. 2 wird folgender neuer Buch- 
stabe a eingefügt: 

,a) Vor Ziffer 1 wird folgende neue Ziffer 01 
eingefügt: 

„01. die Deutsche Bundespost, die Deutsche 
Bundesbahn, das Unternehmen „Reichs- 
autobahnen", die Monopolverwaltun- 
gen des Bundes und die staatlichen 
Lotterieunternehmungen;" ' 

Die bisherigen Buchstaben a bis e werden Buch- 
staben b bis f. 

4. Artikel 11 Ziff. 3 (§ 3 a Ziff. 2 VStG) 

§ 3 a Ziff, 2 VStG wird wie folgt gefaßt: 

„2. Unternehmen, die durch Staatsverträge ver- j 
verpflichtet sind, die Erträge ihres Ver- 
mögens zur Aufbringung der Mittel für die 
Errichtung von Bundeswasserstraßen zu ver- 
wenden, sowie Unternehmen, deren Erträge 
ganz oder teilweise einem solchen Unter- 
nehmen zufließen, solange und soweit das 
Vermögen der Unternehmen ausschließlich 
diesem Zweck dient. § 59 des BeY^ertungs- 
gesetzes findet keine Anwendung;" 


5. Artikel 11 Ziff. 3 (§ 3 a Ziff. 3 VStG) 

§ 3 a Ziff, 3 VStG am Ende wird durch folgenden 
Halbsatz ergänzt: 

„§ 59 des Bewertungsgesetzes findet keine 
Anwendung;" 

6 . Artikel 11 Ziff. 3 (§ 3 a Ziff. 5 VStG) 

§ 3 a Ziff. 5 VStG wird wie folgt gefaßt: 

„5. öffentlich-rechtliche Feuer- und ähnliche 
Versicherungsanstalten;" 

j 

I 7. Artikel 16 (Steuersäumnisgesetz) 

§ 6 des Steuersäumnisgesetzes wird wie folgt 
gefaßt; 

.§ 6 

Rechtsnatur der Säumniszuschläge und der 
Zinsen; Haftung 

(1) Die Säumniszuschläge fließen der Körper- 
schaft zu, die die Steuer verwaltet, zu der die 
Säumniszuschläge erhoben werden. § 5 Abs. 1 
Nr. 1 des Gesetzes über den Lastenausgleich 
vom 14. August 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 446) 
in der zur Zeit geltenden Fassung bleibt unbe- 
rührt. 

(2) Zinsen sind Nebenleistungen der Steuer, 
zu der sie erhoben werden. Auf sie finden die 
für die Steuern geltenden Vorschriften entspre- 
chende Anwendung. 

(3) Die Haftung für Steuern erstreckt sich auf 
Säumniszuschläge, wenn der Haftende die 
Steuern aus Mitteln, die seiner Verwaltung oder 
Verfügungsmacht unterlegen haben, nicht recht- 
zeitig entrichtet hat." 

8. Artikel 16 (Steuersäumnisgesetz) 

In § 8 Abs. 2 des Steuersäumnisgesetzes wird 
der Satz 2 gestrichen. 
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